
Satzung für die
Deutsche Balaton Aktiengesellschaft, Heidelberg

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Firma, Sitz und Dauer

1. Die Firma der Gesellschaft lautet:

Deutsche Balaton Aktiengesellschaft.

2. Die Gesellschaft hat Ihren Sitz in Heidelberg.

3. Die Dauer der Gesellschaft ist nicht auf eine bestimmte Zeit beschränkt.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

1. Der Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, die Verwaltung und die Veräußerung von
Beteiligungen an Kapital­ und Personengesellschaften. Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte
und Maßnahmen durchzuführen und zu übernehmen, die für diesen Zweck sinnvoll und dienlich sind.
Die Gesellschaft ist weiterhin berechtigt, ihr eigenes Vermögen zu verwalten und alle Arten von
Finanzgeschäften und Geschäften mit Finanzinstrumenten, für die eine Erlaubnis nach KWG nicht
erforderlich ist, vorzunehmen.

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, Tochtergesellschaften und Zweigniederlassungen im In­ und Ausland
zu errichten.

3. Die Gesellschaft darf genehmigungsbedürftige Finanzdienstleistungen, genehmigungsbedürftige
Bankgeschäfte sowie genehmigungsbedürftige Immobiliengeschäfte nicht unmittelbar selbst tätigen.

§ 3 Bekanntmachungen und Informationen an Aktionäre

1. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger.

2. Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere dürfen bei Vorliegen der gesetzlichen
Voraussetzungen auch im Wege der Datenfernübertragung übermittelt werden.

3. Der Anspruch der Aktionäre aus §§ 125 Abs. 2, 128 Abs. 1 AktG auf Übermittlung von Mitteilungen
nach § 125 Abs. 1 AktG ist auf die Übermittlung im Wege elektronischer Kommunikation beschränkt.
Der Vorstand bleibt dessen ungeachtet berechtigt, ist aber nicht verpflichtet, auch andere Formen der
Übermittlung zu nutzen, soweit der jeweilge Aktionär dies verlangt oder hierzu sonst zugestimmt hat
und gesetzliche Bestimmungen nicht entgegenstehen.

II. Grundkapital und Aktien

§ 4 Grundkapital

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 104.768,00 Euro (in Worten: einhundertvier Tausend
siebenhundertachtundsechzig Euro). Es ist eingeteilt in 104.768 Aktien (Stückaktien).

§ 5 Aktien

1. Die Aktien lauten auf den Inhaber. Dies gilt auch bei Kapitalerhöhungen, falls nichts anderes
beschlossen wird.



2. Die Form und den Inhalt der Aktienurkunden und der Gewinnanteils­ und Erneuerungsscheine, von
Schuldverschreibungen und Zinsscheinen sowie von Genuss­ und Optionsscheinen bestimmt der
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats.

3. Die Gesellschaft ist berechtigt, Aktienurkunden auszustellen, die jeweils mehrere Aktien verbriefen
(Sammelurkunde).

Der Anspruch auf Einzelverbriefung ist ausgeschlossen; dies gilt auch, wenn ausgegebene Aktien
eingereicht oder für kraftlos erklärt werden.

§ 6 Genehmigtes Kapital

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 28. August 2024 das Grundkapital
der Gesellschaft um bis zu 58.202,00 Euro durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bar­ und/oder Sacheinlagen
zu erhöhen (genehmigtes Kapital). Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen ausgeübt werden.
Die neuen Aktien sind ab dem Beginn des Geschäftsjahres. In dem sie ausgegeben werden,
gewinnberechtigt. Die neuen Aktien können auch von einem durch den Vorstand bestimmten Kreditinstitut
mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).
Kreditinstituten gleichgestellt sind die nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des
Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen.

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf Aktien auszuschließen:

1. für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben;

2. soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Options­ oder Wandlungsrechten bzw. den zur
Optionsausübung oder Wandlung Verpflichteten aus Options­ oder Wandelanleihen,
Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die
von der Deutsche Balaton Aktiengesellschaft oder einer Konzerngesellschaft der Deutsche Balaton
Aktiengesellschaft im Sinne von § 18 AktG, an der die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar zu
mindestens 90 % der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden, ein Bezugsrecht
auf neue auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft in dem Umfang zu gewähren, wie
es Ihnen nach Ausübung der Options­ oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs-
oder Optionspflichten als Aktionär zustehen würde;

3. bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den
Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet und der rechnerische Anteil der unter Ausschluss des
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des
Grundkapitals, das die Gesellschaft im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder ­ soweit niedriger ­ im
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung hat, nicht überschreiten. Auf diese Begrenzung auf
10 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die (i) während der Laufzeit dieser Ermächtigung
unter Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden oder die (ii) zur Bedienung von Options­ oder
Wandelanleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser
Instrumente) mit Wandlungs­ oder Optionsrechten bzw. Wandlungs­ oder Optionspflichten
ausgegeben werden bzw. ausgegeben werden können oder müssen, sofern die Options­ oder
Wandelanleihen, Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser
Instrumente) nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung des
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden;

4. bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von
Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen
Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen
einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften;

5. soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut ist, die neuen Aktien zeichnet und sichergestellt ist, dass
den Aktionären ein mittelbares Bezugsrecht eingeräumt wird.



§ 7 Bedingtes Kapital

1. Das Grundkapital ist um bis zu 5.820.212,00 Euro, eingeteilt in bis zu Stück 5.820.212 auf den Inhaber
lautende Aktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der
Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien an die Inhaber von Options­ oder
Wandelanleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser
Instrumente) (zusammen die „Schuldverschreibungen“) jeweils mit Options­ oder Wandlungsrechten
bzw. -pflichten, die aufgrund der von der Hauptversammlung vom 31. August 2016 beschlossenen
Ermächtigung bis zum 30. August 2021 von der Deutsche Balaton Aktiengeseltschaft oder einer
Konzerngesellschaft der Deutsche Balaton Aktiengesellschaft im Sinne von § 18 AktG, an der die
Deutsche Balaton Aktiengesellschaft unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 90 % der Stimmen und
des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden. Sie wird nur durchgeführt, soweit von den Options­ oder
Wandlungsrechten aus den vorgenannten Schuldverschreibungen tatsächlich Gebrauch gemacht wird
oder Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen tatsächlich erfüllt werden und soweit
nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien
erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu
bestimmenden Options­ bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des
Geschäftsjahres an, in dem sie durch die Ausübung von Options­ bzw. Wandlungsrechten oder durch
die Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn der Gesellschaft teil; sie nehmen statt
dessen bereits von Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden Geschäftsjahres am Gewinn der
Gesellschaft teil, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss
der Hauptversammlung über den Gewinn dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist. Der
Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung
festzusetzen.

2. gestrichen

3. gestrichen

III. Der Vorstand

§ 8 Zusammensetzung des Vorstands

1. Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Die Zahl der Mitglieder des Vorstands
bestimmt der Aufsichtsrat.

2. Soweit der Aufsichtsrat bei der Bestellung der Mitglieder des Vorstands keinen kürzeren Zeitraum
beschließt, werden die Mitglieder des Vorstands für fünf Jahre bestellt.

3. Der Aufsichtsrat kann ein Mitglied des Vorstands zum Vorsitzenden und ein weiteres Mitglied des
Vorstands zu dessen Stellvertreter ernennen.

§ 9 Geschäftsordnung und Beschlussfassung des Vorstands

1. Der Vorstand kann sich durch einstimmigen Beschluss mit Zustimmung des Aufsichtsrats eine
Geschäftsordnung geben.

2. Der Aufsichtsrat kann in der Geschäftsordnung bestimmen oder im Einzelfall beschließen, dass
bestimmte Arten von Geschäften nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorgenommen werden dürfen.

3. Der Aufsichtsrat kann festlegen, ab welcher betragsmäßigen Höhe Investitionen bzw.
Kreditaufnahmen seiner Zustimmung bedürfen. Der Aufsichtsrat kann auch andere Geschäfte
bestimmen, die seiner Zustimmung bedürfen.

§ 10 Vertretung der Gesellschaft

1. Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind mehrere
Vorstandsmitglieder bestellt, vertreten diese die Gesellschaft gemeinschaftlich.



2. Der Aufsichtsrat kann einzelne Vorstandsmitglieder ermächtigen, die Gesellschaft allein zu vertreten.
Der Aufsichtsrat kann auch Vorstandsmitglieder bestimmen. die berechtigt sind, die Gesellschaft
gemeinsam mit einem anderen bestimmten Vorstandsmitglled oder mit einem bestimmten Prokuristen
zu vertreten.

3. Der Aufsichtsrat kann einzelnen Vorstandsmitgliedern generell oder für den Einzelfall die Befugnis
erteilen, die Gesellschaft bei der Vornahme von Rechtsgeschäften mit sich als Vertreter eines Dritten
uneingeschränkt zu vertreten.

IV. Der Aufsichtsrat

§ 11 Zusammensetzung, Amtsdauer und Amtsniederlegung

1. Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern.

2. Die Aufsichtsratsmitglieder werden für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung gewählt,
die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das
Geschäftsjahr in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Die Hauptversammlung kann für
die Mitglieder der Aktionäre bei der Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmen. Für jedes
Aufsichtsratsmitglied kann ein Ersatzmitglied gewählt werden. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle
eines ausgeschiedenen Mitgliedes, so erlischt sein Amt mit Ende der Hauptversammlung, in der eine
Ergänzungswahl stattfindet, spätestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen
Aufsichtsratsmitglieds. Ergänzungswahlen erfolgen für die restliche Amtsdauer des ausgeschiedenen
Mitglieds.

3. Die Mitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt durch einen an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats
oder an den Vorstand zu richtende schriftliche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen
niederlegen.

§ 12 Aufsichtsratsvorsitzender und sein Stellvertreter

1. Im Rahmen an die Hauptversammlung in der die Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind,
wählt der Aufsichtsrat in einer Sitzung, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf, aus seiner
Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für die Dauer seiner Amtszeit. Die Sitzung wird von
dem an Lebensjahren ältesten anwesenden Aufsichtsratsmitglied eröffnet, der den Vorsitzenden
wählen lässt. Entsprechendes gilt, wenn der Vorsitzende oder sein Stellvertreter wegen Ablauf ihrer
Amtszeit mit Beendigung einer Hauptversammlung aus dem Aufsichtsrat ausscheiden.

2. Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus, so hat
der Aufsichtsrat unverzüglich einen Nachfolger des Ausgeschiedenen für dessen restliche Laufzeit zu
wählen.

3. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter bleiben bis zur Wahl eines neuen Vorsitzenden bzw.
Stellvertreters, jedoch nicht über die Dauer ihrer Mitgliedschaft im Aufsichtsrat hinaus, im Amt.

§ 13 Vertraulichkeit

Alle Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sind vertraulich. Die Mitglieder des Aufsichtsrats
haben ­ auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt ­ über sämtliche vertraulichen Informationen,
insbesondere Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sowie Betriebs­ und
Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren. Will ein Mitglied des Aufsichtsrats Informationen an Dritte weitergeben, von denen nicht mit
Sicherheit auszuschließen ist, dass sie vertraulich sind und/oder Betriebs­ bzw. Geschäftsgeheimnisse
betreffen, so ist er verpflichtet, den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder seinen Stellvertreter sowie den
Vorstand vorher schriftlich zu unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
Ausscheidende Aufsichtsratsmitglieder haben die in ihrem Besitz befindlichen vertraulichen Unterlagen der
Gesellschaft an den Aufsichtsratsvorsitzenden oder seinen Stellvertreter zurückzugeben.



§ 14 Beschlussfassung des Aufsichtsrats

1. Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden oder durch ein anderes
Aufsichtsratsmitglied in angemessener Frist schriftlich einberufen. In dringenden Fällen kann der
Vorsitzende mündlich, fernmündlich, fernschriftlich, oder fernkopiert einberufen. Der
Aufsichtsratsvorsitzende kann zulassen, dass ein Mitglied oder mehrere Mitglieder des Aufsichtsrats
an einer Sitzung und/oder Beschlussfassung im Wege der Telefon­ oder Videokonferenz teilnehmen
und/oder ihre Stimme gleichzeitig oder nachträglich fernmündlich, fernschriftlich (Telefax) oder per
anderer elektronischer Übermittlung (beispielweise per E­Mail oder anderer elektronischer Medien)
abgeben.

2. Den Vorsitz in der Aufsichtsratssitzung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter.

3. An den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse kann der Vorstand mit beratender Stimme
teilnehmen, sofern der Aufsichtsrat nicht etwas anderes beschließt.

4. An der Beschlussfassung müssen alle Mitglieder des Aufsichtsrats teilnehmen. Der Aufsichtsrat fasst
seine Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit das Gesetz nicht
zwingend etwas anderes bestimmt. Stimmenthaltungen werden bei der Festlegung des
Abstimmungsergebnisses nicht mitgezählt.

5. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats, im Fall seiner Verhinderung sein hierzu bestimmter Stellvertreter,
kann einen Beschluss des Aufsichtsrats auch ohne Einberufung einer Sitzung im Wege schriftlicher,
fernmündlicher, fernschriftlicher (Telefax), oder elektronischer (beispielweise per E­Mail oder anderer
elektronischer Medien) Abstimmung ­ sowie durch eine Kombination dieser Kommunikationsmedien ­
herbeiführen. Entsprechendes gilt für Wahlen. Die Niederschrift über alle gefassten Beschlüsse hat
der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder im Falle seiner Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende
zu unterzeichnen und eine Kopie der Niederschrift sämtlichen Mitgliedern des Aufsichtsrats zuzuleiten.

6. Der Vorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats, die zur Durchführung der Beschlüsse des
Aufsichtsrats erforderlichen Willenserklärungen abzugeben.

§ 15 Vergütung des Aufsichtsrats

1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben dem Ersatz ihrer Auslagen eine feste, nach Ablauf
des Geschäftsjahres zahlbare Vergütung, die für jedes Geschäftsjahr ­ pro rata temporis ­ Euro
6.000,00 für das einzelne Mitglied und für den Vorsitzenden das Doppelte und dessen Stellvertreter
das Eineinhalbfache davon beträgt, sofern die Hauptversammlung nichts anderes beschließt.

2. Die auf die Vergütung zu zahlende Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft erstattet, soweit die
Mitglieder des Aufsichtsrats berechtigt sind, die Umsatzsteuer der Gesellschaft gesondert in
Rechnung zu stellen, und sie dieses Recht ausüben.

3. Die Gesellschaft kann zugunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine
Vermögensschaden­Haftpflichtversicherung (D&O­Versicherung) abschließen.

§ 16 Satzungsänderungen

Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung, die nur deren Fassung betreffen, insbesondere auch
Änderungen der Angaben über das Grundkapital entsprechend dem jeweiligen Umfang der
Kapitalerhöhungen aus bedingtem und genehmigten Kapital bzw. den Kapitalherabsetzungen aufgrund der
Einziehung von Aktien zu beschließen.



V. Die Hauptversammlung

§ 17 Ordentliche und außerordentliche Hauptversammlung

1. Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten 8 Monate eines jeden Geschäftsjahres
statt.

2. Sie beschließt insbesondere über Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats, die Verwendung
des Bilanzgewinns, über die Wahl des Abschlussprüfers und in den im Gesetz vorgesehenen Fällen
über die Feststellung des Jahresabschlusses.

3. Außerordentliche Hauptversammlungen sind in den durch Gesetz bestimmten Fällen sowie dann
einzuberufen, wenn es das Wohl der Gesellschaft erfordert.

§ 18 Einberufung der Hauptversammlung

1. Die Hauptversammlung wird, sofern nicht nach Gesetz oder Satzung auch andere Personen dazu
befugt sind, durch den Vorstand einberufen.

2. Die Hauptversammlung ist, soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist, mindestens dreißig Tage
vor dem Tag der Versammlung einzuberufen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag der
Einberufung sind nicht mitzurechnen. Die Einberufungsfrist verlängert sich um die Tage der
Anmeldefrist gemäß § 19 der Satzung.

3. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, in Cuxhaven oder Warnemünde, in einer
anderen deutschen Stadt mit mindestens 500.000 Einwohnern oder in Basel (Schweiz), Luxemburg
(Luxemburg), Straßburg (Frankreich) oder Salzburg (Österreich) statt.

§ 19 Voraussetzung für die Teilnahme und Stimmrechtsausübung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre
berechtigt, die sich zur Hauptversammlung angemeldet und der Gesellschaft ihren Anteilsbesitz
nachgewiesen haben. Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss durch eine von dem depotführenden Institut
in Textform erstellte Bescheinigung erfolgen und sich auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages vor
der Hauptversammlung beziehen. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der
Gesellschaft jeweils mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung unter der in der Einberufung
hierfür mitgeteilten Adresse zugehen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs sind nicht
mitzurechnen.

§ 20 Versammlungsleitung

1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats. Ist der Vorsitzende
verhindert, so leitet sein Stellvertreter die Hauptversammlung. Ist keine der vorbezeichneten Personen
erschienen oder zur Leitung der Versammlung bereit, so eröffnet der Aktionär, der die meisten Aktien
zur Hauptversammlung angemeldet hat, die Versammlung und lässt von dieser einen Vorsitzenden
wählen.

2. Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der
Verhandlungsgegenstände sowie die Art und Form der Abstimmungen. Der Vorsitzende kann das
Frage­ und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken; er kann insbesondere den
zeitlichen Rahmen des Versammlungsverlaufs, der Aussprache zu den Tagesordnungspunkten sowie
des einzelnen Rede­ oder Fragebeitrags angemessen festsetzen.

3. Soweit der Vorsitzende nichts anderes bestimmt, werden die Ja­Stimmen durch Abzug der
Nein­Stimmen und der Stimmenthaltungen von den Stimmen der bei der Abstimmung anwesenden
oder vertretenen stimmberechtigten Aktionäre ermittelt.



§ 20a

Beschränkung des Rede­ und Fragerechts der Aktionäre und Aktionärsvertreter in der
Hauptversammlung durch den Versammlungsleiter

(1) Der Versammlungsleiter hat das Recht, das Frage­ und Rederecht der Aktionäre und Aktionärsvertreter
zeitlich nach der Maßgabe des Folgenden zu beschränken:

a) Ist nach der Tagesordnung (einschließlich etwaiger Ergänzungsverlangen nach § 122 AktG) nur
über die Gegenstände Verwendung des Bilanzgewinns, Entlastung der Mitglieder des Vorstands,
Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats, Wahl des Abschlussprüfers und Ermächtigung zum
Erwerb eigener Aktien oder einzelne dieser Gegenstände Beschluss zu fassen, kann der
Versammlungsleiter das Frage­ und Rederecht der Aktionäre und Aktionärsvertreter in solcher
Weise zeitlich beschränken, dass die Hauptversammlung insgesamt nicht länger als sechs
Stunden dauert. Bei der Berechnung der Dauer der Hauptversammlung bleiben die Zeiträume
außer Betracht, die auf Unterbrechungen der Hauptversammlung und die Rede des Vorstands
sowie die Ausführungen des Versammlungsleiters vor Beginn der Generaldebatte entfallen.

b) Ist nach der Tagesordnung (einschließlich etwaiger Ergänzungsverlangen nach § 122 AktG) auch
über andere Gegenstände als nach Buchstabe a) Beschluss zu fassen, kann der
Versammlungsleiter das Frage­ und Rederecht der Aktionäre und Aktionärsvertreter in solcher
Weise zeitlich beschränken, dass die Hauptversammlung insgesamt nicht länger als zehn Stunden
dauert. Buchstabe a) Satz 2 gilt entsprechend.

c) Der Versammlungsleiter kann die Rede­ und Fragezeit eines Aktionärs oder Aktionärsvertreters je
Wortmeldung auf 15 Minuten beschränken und, wenn sich im Zeitpunkt der Worterteilung an den
Aktionär oder Aktionärsvertreter mindestens drei weitere Redner angemeldet haben, auf zehn
Minuten. Der Versammlungsleiter kann die Rede­ und Fragezeit, die einem Aktionär oder
Aktionärsvertreter während der Versammlung insgesamt zusteht, auf 45 Minuten beschränken.

d) Die Beschränkungen nach Buchstaben a) bis c) können vom Versammlungsleiter jederzeit, auch
zu Beginn der Versammlung angeordnet werden.

e) Beschränkungen nach Maßgabe der vorstehenden Buchstaben a) bis d) gelten als angemessen
im Sinne des § 131 Abs. 2 Satz 2 AktG.

(2) Unabhängig von dem Recht des Versammlungsleiters, das Frage­ und Rederecht der Aktionäre oder
Aktionärsvertreter nach Maßgabe von Abs. 1 zu beschränken, kann der Versammlungsleiter um 22:30 Uhr
des Versammlungstages den Debattenschluss anordnen und mit den Abstimmungen zu den
Tagesordnungspunkten beginnen. Nach Anordnung des Debattenschlusses sind in den Fällen des Satzes
1 weitere Fragen nicht mehr zulässig.

(3) Das Recht des Versammlungsleiters, das Frage­ und Rederecht der Aktionäre über die Bestimmungen in
Abs. 1 und 2 hinaus nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen der nach Maßgabe sonstiger in der
Rechtsprechung anerkannter Grundsätze einzuschränken, bleibt von den Regelungen in Abs. 1 und 2
unberührt.

§ 21 Stimmrecht

Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Das Stimmrecht beginnt, sobald die
gesetzliche Mindesteinlage auf die Aktie geleistet ist.

§ 21a Beschlüsse der Hauptversammlung

Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften etwas
Abweichendes bestimmen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Soweit gesetzliche
Bestimmungen außerdem zur Beschlussfassung eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen
Grundkapitals vorschreibt, genügt, soweit dies gesetzlich zulässig ist, die einfache Mehrheit des
vertretenen Grundkapitals.



VI. Geschäftsjahr, Ermittlung und Verwendung des Bilanzgewinns

§ 22 Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. Der Zeitraum vom 01.04.2000 bis zum 31.12.2000 ist ein
Rumpfgeschäftsjahr.

§ 23 Gewinnermittlung und Gewinnverwendung

1. Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind gemäß den gesetzlichen Regelungen aufzustellen, zu
prüfen und festzustellen.

2. Über die Verwendung des Bilanzgewinns beschließt die Hauptversammlung.

3. Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien gemäß § 60 Abs. 3 AktG
abweichend beschlossen werden.

4. Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jahresabschlusses den
Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetzlichen Rücklagen einzustellenden Beträge und
eines Verlustvortrages verbleibt, zum Teil oder ganz in andere Gewinnrücklagen einzustellen. Die
Einstellung eines größeren Teils als die Hälfte des Jahresüberschusses ist nicht zulässig, soweit die
anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals übersteigen oder soweit die anderen
Gewinnrücklagen nach der Einstellung die Hälfte des Grundkapitals übersteigen würden.

VII. Schlussbestimmungen

§ 24 Beirat

1. Die Gesellschaft kann einen Beirat haben. Der Beirat berät die Geschäftsführung auf Anfrage.

2. Der Beirat besteht aus höchsten 8 Mitgliedern. Die Beiratsmitglieder werden durch den Vorstand
jeweils auf ein Jahr berufen. Der Beirat gibt sich seine Geschäftsordnung selbst. Die
Geschäftsordnung bedarf der Genehmigung durch den Vorstand.

3. Die Vergütung wird durch den Vorstand jährlich festgesetzt.

§ 25 Mitteilungspflichten für Inhaber wesentlicher Beteiligungen

§ 43 Absatz 1 des Gesetzes über den Wertpapierhandel (Wertpapierhandelsgesetz) findet keine
Anwendung.


